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§	253	Bürgerliches	Gesetzbuch	–	BGB	Immaterieller	Schaden	
	

(1) Wegen	eines	Schadens,	der	nicht	Vermögensschaden	ist,	kann	Entschädigung	in	
Geld	nur	in	den	durch	das	Gesetz	bestimmten	Fällen	gefordert	werden.	

(2) Ist	wegen	einer	Verletzung	des	Körpers,	der	Gesundheit,	der	Freiheit	oder	der	
sexuellen	Selbstbestimmung	Schadensersatz	zu	leisten,	kann	auch	wegen	des	
Schadens,	der	nicht	Vermögensschaden	ist,	eine	billige	Entschädigung	in	Geld	
gefordert	werden.	

	
§	61b	Arbeitsgerichtsgesetz	–	ArbGG	-	Klage	wegen	Benachteiligung	
	

(1) Eine	Klage	auf	Entschädigung	nach	§	15	des	Allgemeinen	
Gleichbehandlungsgesetzes	muss	innerhalb	von	drei	Monaten,	nachdem	der	
Anspruch	schriftlich	geltend	gemacht	worden	ist,	erhoben	werden.	

(2) Machen	mehrere	Bewerber	wegen	Benachteiligung	bei	der	Begründung	eines	
Arbeitsverhältnisses	oder	beim	beruflichen	Aufstieg	eine	Entschädigung	nach	§	
15	des	Allgemeinen	Gleichbehandlungsgesetzes	gerichtlich	geltend,	so	wird	auf	
Antrag	des	Arbeitgebers	das	Arbeitsgericht,	bei	dem	die	erste	Klage	erhoben	ist,	
auch	für	die	übrigen	Klagen	ausschließlich	zuständig.	Die	Rechtsstreitigkeiten	
sind	von	Amts	wegen	an	dieses	Arbeitsgericht	zu	verweisen;	die	Prozesse	sind	
zur	gleichzeitigen	Verhandlung	und	Entscheidung	zu	verbinden.	

(3) Auf	Antrag	des	Arbeitgebers	findet	die	mündliche	Verhandlung	nicht	vor	Ablauf	
von	sechs	Monaten	seit	Erhebung	der	ersten	Klage	statt.	

	
§	1	Allgemeines	Gleichbehandlungsgesetz	(AGG)	-	Ziel	des	Gesetzes	
	

Ziel	des	Gesetzes	ist,	Benachteiligungen	aus	Gründen	der	Rasse	oder	wegen	der	
ethnischen	Herkunft,	des	Geschlechts,	der	Religion	oder	Weltanschauung,	einer	
Behinderung,	des	Alters	oder	der	sexuellen	Identität	zu	verhindern	oder	zu	
beseitigen.	

	
§	3	Allgemeines	Gleichbehandlungsgesetz	(AGG)	-	Begriffsbestimmungen	
	

(1) Eine	unmittelbare	Benachteiligung	liegt	vor,	wenn	eine	Person	wegen	eines	in	§	1	
genannten	Grundes	eine	weniger	günstige	Behandlung	erfährt,	als	eine	andere	
Person	in	einer	vergleichbaren	Situation	erfährt,	erfahren	hat	oder	erfahren	
würde.	Eine	unmittelbare	Benachteiligung	wegen	des	Geschlechts	liegt	in	Bezug	
auf	§	2	Abs.	1	Nr.	1	bis	4	auch	im	Falle	einer	ungünstigeren	Behandlung	einer	
Frau	wegen	Schwangerschaft	oder	Mutterschaft	vor.	

(2) Eine	mittelbare	Benachteiligung	liegt	vor,	wenn	dem	Anschein	nach	neutrale	
Vorschriften,	Kriterien	oder	Verfahren	Personen	wegen	eines	in	§	1	genannten	
Grundes	gegenüber	anderen	Personen	in	besonderer	Weise	benachteiligen	
können,	es	sei	denn,	die	betreffenden	Vorschriften,	Kriterien	oder	Verfahren	sind	
durch	ein	rechtmäßiges	Ziel	sachlich	gerechtfertigt	und	die	Mittel	sind	zur	
Erreichung	dieses	Ziels	angemessen	und	erforderlich.	

(3) Eine	Belästigung	ist	eine	Benachteiligung,	wenn	unerwünschte	Verhaltensweisen,	
die	mit	einem	in	§	1	genannten	Grund	in	Zusammenhang	stehen,	bezwecken	oder	



bewirken,	dass	die	Würde	der	betreffenden	Person	verletzt	und	ein	von	
Einschüchterungen,	Anfeindungen,	Erniedrigungen,	Entwürdigungen	oder	
Beleidigungen	gekennzeichnetes	Umfeld	geschaffen	wird.	

(4) Eine	sexuelle	Belästigung	ist	eine	Benachteiligung	in	Bezug	auf	§	2	Abs.	1	Nr.	1	bis	
4,	wenn	ein	unerwünschtes,	sexuell	bestimmtes	Verhalten,	wozu	auch	
unerwünschte	sexuelle	Handlungen	und	Aufforderungen	zu	diesen,	sexuell	
bestimmte	körperliche	Berührungen,	Bemerkungen	sexuellen	Inhalts	sowie	
unerwünschtes	Zeigen	und	sichtbares	Anbringen	von	pornographischen	
Darstellungen	gehören,	bezweckt	oder	bewirkt,	dass	die	Würde	der	betreffenden	
Person	verletzt	wird,	insbesondere	wenn	ein	von	Einschüchterungen,	
Anfeindungen,	Erniedrigungen,	Entwürdigungen	oder	Beleidigungen	
gekennzeichnetes	Umfeld	geschaffen	wird.	

(5) Die	Anweisung	zur	Benachteiligung	einer	Person	aus	einem	in	§	1	genannten	
Grund	gilt	als	Benachteiligung.	Eine	solche	Anweisung	liegt	in	Bezug	auf	§	2	Abs.	
1	Nr.	1	bis	4	insbesondere	vor,	wenn	jemand	eine	Person	zu	einem	Verhalten	
bestimmt,	das	einen	Beschäftigten	oder	eine	Beschäftigte	wegen	eines	in	§	1	
genannten	Grundes	benachteiligt	oder	benachteiligen	kann.	

	
§	12	 Allgemeines	Gleichbehandlungsgesetz	(AGG)	

Maßnahmen	und	Pflichten	des	Arbeitgebers	
	

(1) Der	Arbeitgeber	ist	verpflichtet,	die	erforderlichen	Maßnahmen	zum	Schutz	vor	
Benachteiligungen	wegen	eines	in	§	1	genannten	Grundes	zu	treffen.	Dieser	
Schutz	umfasst	auch	vorbeugende	Maßnahmen.	

(2) Der	Arbeitgeber	soll	in	geeigneter	Art	und	Weise,	insbesondere	im	Rahmen	der	
beruflichen	Aus-	und	Fortbildung,	auf	die	Unzulässigkeit	solcher	
Benachteiligungen	hinweisen	und	darauf	hinwirken,	dass	diese	unterbleiben.	Hat	
der	Arbeitgeber	seine	Beschäftigten	in	geeigneter	Weise	zum	Zwecke	der	
Verhinderung	von	Benachteiligung	geschult,	gilt	dies	als	Erfüllung	seiner	
Pflichten	nach	Absatz	1.	

(3) Verstoßen	Beschäftigte	gegen	das	Benachteiligungsverbot	des	§	7	Abs.	1,	so	hat	
der	Arbeitgeber	die	im	Einzelfall	geeigneten,	erforderlichen	und	angemessenen	
Maßnahmen	zur	Unterbindung	der	Benachteiligung	wie	Abmahnung,	Umsetzung,	
Versetzung	oder	Kündigung	zu	ergreifen.	

(4) Werden	Beschäftigte	bei	der	Ausübung	ihrer	Tätigkeit	durch	Dritte	nach	§	7	Abs.	
1	benachteiligt,	so	hat	der	Arbeitgeber	die	im	Einzelfall	geeigneten,	
erforderlichen	und	angemessenen	Maßnahmen	zum	Schutz	der	Beschäftigten	zu	
ergreifen.	

(5) Dieses	Gesetz	und	§	61b	des	Arbeitsgerichtsgesetzes	sowie	Informationen	über	
die	für	die	Behandlung	von	Beschwerden	nach	§	13	zuständigen	Stellen	sind	im	
Betrieb	oder	in	der	Dienststelle	bekannt	zu	machen.	Die	Bekanntmachung	kann	
durch	Aushang	oder	Auslegung	an	geeigneter	Stelle	oder	den	Einsatz	der	im	
Betrieb	oder	der	Dienststelle	üblichen	Informations-	und	
Kommunikationstechnik	erfolgen.	

	 	



	
§	15	 Allgemeines	Gleichbehandlungsgesetz	(AGG)	

Entschädigung	und	Schadensersatz	
	

(1) Bei	einem	Verstoß	gegen	das	Benachteiligungsverbot	ist	der	Arbeitgeber	
verpflichtet,	den	hierdurch	entstandenen	Schaden	zu	ersetzen.	Dies	gilt	nicht,	
wenn	der	Arbeitgeber	die	Pflichtverletzung	nicht	zu	vertreten	hat.	

(2) Wegen	eines	Schadens,	der	nicht	Vermögensschaden	ist,	kann	der	oder	die	
Beschäftigte	eine	angemessene	Entschädigung	in	Geld	verlangen.	Die	
Entschädigung	darf	bei	einer	Nichteinstellung	drei	Monatsgehälter	nicht	
übersteigen,	wenn	der	oder	die	Beschäftigte	auch	bei	benachteiligungsfreier	
Auswahl	nicht	eingestellt	worden	wäre.	

(3) Der	Arbeitgeber	ist	bei	der	Anwendung	kollektivrechtlicher	Vereinbarungen	nur	
dann	zur	Entschädigung	verpflichtet,	wenn	er	vorsätzlich	oder	grob	fahrlässig	
handelt.	

(4) Ein	Anspruch	nach	Absatz	1	oder	2	muss	innerhalb	einer	Frist	von	zwei	Monaten	
schriftlich	geltend	gemacht	werden,	es	sei	denn,	die	Tarifvertragsparteien	haben	
etwas	anderes	vereinbart.	Die	Frist	beginnt	im	Falle	einer	Bewerbung	oder	eines	
beruflichen	Aufstiegs	mit	dem	Zugang	der	Ablehnung	und	in	den	sonstigen	Fällen	
einer	Benachteiligung	zu	dem	Zeitpunkt,	in	dem	der	oder	die	Beschäftigte	von	
der	Benachteiligung	Kenntnis	erlangt.	

(5) Im	Übrigen	bleiben	Ansprüche	gegen	den	Arbeitgeber,	die	sich	aus	anderen	
Rechtsvorschriften	ergeben,	unberührt.	

(6) Ein	Verstoß	des	Arbeitgebers	gegen	das	Benachteiligungsverbot	des	§	7	Abs.	1	
begründet	keinen	Anspruch	auf	Begründung	eines	Beschäftigungsverhältnisses,	
Berufsausbildungsverhältnisses	oder	einen	beruflichen	Aufstieg,	es	sei	denn,	ein	
solcher	ergibt	sich	aus	einem	anderen	Rechtsgrund.	

	
§	22	Allgemeines	Gleichbehandlungsgesetz	(AGG)	Beweislast	
	

Wenn	im	Streitfall	die	eine	Partei	Indizien	beweist,	die	eine	Benachteiligung	
wegen	eines	in	§	1	genannten	Grundes	vermuten	lassen,	trägt	die	andere	Partei	
die	Beweislast	dafür,	dass	kein	Verstoß	gegen	die	Bestimmungen	zum	Schutz	vor	
Benachteiligung	vorgelegen	hat.	

	


